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Fachgruppe Sonderpädagogik / Inklusion

Die Situation der KollegInnen und ehemaligen? Personalräte an den Förder- und Sprachheilschulen / ReBBZ  ist in mehrfacher Hinsicht unbefriedigend, denn…
· trotz Beschluss der Deputation vom 31.10.2012 zur Gründung der ReBBZ wird  von der BSB erklärt, dass die Schulen noch nicht zusammengelegt und die ReBBZ noch nicht rechtskräftig gegründet sind;

· gleichzeitig wird den Schulpersonalräten nach dem Deputationsbeschluss erklärt: Euch gibt es ab 1.11.  nicht mehr, ihr seid nicht mehr im Amt;

· inzwischen glauben auch einige aus die BSB: Da haben wir uns vielleicht geirrt, die Schulpersonalräte sind doch noch rechtskräftig gewählt;

· Schulpersonalräte werden am Auswahlverfahren für Leitungen der ReBBZ und der Bildungssäulen beteiligt, Absprachen ihnen gegenüber (z.B. Informationen zu schicken) werden jedoch nicht eingehalten (stattdessen werden die SPR für nicht existent erklärt) und dann doch irgendwie beteiligt, mit Post über den Gesamtpersonalrat. Die Vorlagen sind nicht immer identisch mit dem in den Gesprächen Erlebten;
· Künftige Leitungen werden in ein „Interessenbekundungsverfahren“ geführt, um sie anschließend  in der Luft hängen zu lassen, weil zuerst noch viel Zeit mit neuen Planungen vergeht und die entsprechenden Vermerke zu spät zu den Personalräten kommen. Einige seit Jahren in Leitungspositionen erfahrene KollegInnen fühlen sich äußerst unfair behandelt;
· Arbeitszeit für die künftigen Gesamtleitungsstellen soll es nicht geben -  sie soll aus dem „Bestand“ kommen, also aus dem Unterricht  und aus den jetzigen Rebus-Aufgaben. Aber das ReBBZ hat ungeheuer  viele neue Aufgaben. Wer soll sie machen?
· KollegInnen wird an einigen Schulen erklärt, die „Rahmenvereinbarung Personalbewegung“ mit ihren Schutzrechten bei Umsetzung wäre für sie nicht gültig…
Bei der Gründung der ReBBZ hat es den Anschein, dass nicht die Schülerinnen und Schüler mit ihren besonderen Bedürfnissen und Fähigkeiten im Vordergrund stehen, sondern dass sich hinter einem allgemein akzeptierten Ziel (Inklusion) Strukturveränderungen verbergen, die für Kinder und Jugendliche konkrete Verschlechterungen bedeuten (Abschaffung von I und IR-Klassen, Abschaffung der additiven Sprachförderung an Sonderschulen, drohende Abschaffung der B-Klassen-Ressource an Sprachheilschulen).

Für die Kolleginnen und Kollegen in allen Schulen bedeuten diese Verschlechterungen Mehrarbeit, Arbeitsverdichtung mit noch größerer Gesundheits-/Burn-Out-Gefährdung.
Der Umgang der Behörde mit KollegInnen und Personalräten entbehrt der Wertschätzung und steht rechtlich auf tönernen Füßen.

Es wird Zeit, dass sich Beschäftigte in allen! Schulen nicht mehr bevormunden und vorführen lassen. Die Fachgruppe Sonderpädagogik plant für Anfang  des Jahres eine Versammlung für „alte“ und „neue“ Personalräte.
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